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			Gedenken an Militärputsch

			Zwei verschiedene Demos zum 24. März auf der Plaza de Mayo
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			Die Mütter der Plaza de Mayo zeigten ein Transparent mit Porträtbildern von Diktaturopfern. (Foto: AP)

			Buenos Aires (AT/mc) – Zehn- tausende Menschen haben am Dienstag auf der Plaza de Mayo von Buenos Aires der Opfer der letzten Militärdiktatur gedacht. Es war der 39. Jahrestag des Putsches, mit dem die Junta unter General Jorge Rafael Videla die Macht an sich riss und im Land einen Unrechtsstaat errichtete, während dessen siebenjähriger Dauer Tausende Menschen umgebracht wurden.

			Genau genommen gab es zwei Veranstaltungen zum diesjährigen „Día de la Memoria“ (Tag der Erinnerung). Zum einen die Manifestation regierungsnaher Organisationen wie der Mütter und Großmütter der Plaza de Mayo oder der „La Cámpora“ und „Movimiento Evita“. Zum anderen riefen auch linksgerichtete Oppositionsparteien wie die Arbeiterpartei (Partido Obrero) und die Klassenkampfbewegung (Corriente Clasista y Combativa) zu einer Demo auf, die im Anschluss an die erstgenannte stattfand.

			Höhepunkt der regierungsnahen Versammlung war die Verlesung eines Abschlussdokumentes, in dem auf die Komplizenschaft der Justiz, der Kirche sowie bestimmter Medien mit den Militärherrschern hingewiesen wurde: „Die Streitkräfte hatten als Verbündete die Schurkenpresse wie ‚Clarín‘ und ‚La Nación‘, die juristische Mafia, die den Menschen die Habeas-Corpus-Garantien verwehrte, sowie die Spitze der Kirche.“ 

			Einen Teil des Dokumentes verlas Estela de Carlotto, die Vorsitzende der Mütter der Plaza de Mayo. Sie ging auf den „völkermörderischen Plan“ der damaligen Machthaber ein, ihren inhaftierten oder getöteten Gegnern die Kinder zu rauben. Bei der Aufklärung der wahren Identitäten von Zwangsadoptierten werde man unbeirrt weiter machen, so De Carlotto, die sagte: „Das Schweigen ist der Feind der Wahrheit. Schluss mit dem Schweigen. Sagt uns, wo sie sind.“ 

			Bislang sei es immerhin in 116 Fällen gelungen, die wahre Abstammung von seinerzeit geraubten Babys zu klären. Dies sei nicht zuletzt auch ein Verdienst der Regierungen von Néstor und Cristina Kirchner, hob die Vorsitzende der Großmütter der Plaza de Mayo hervor.

			Den 24. März 1976, als die Militärs die Macht übernahmen, bezeichnete sie als einen „sehr traurigen und schmerzhaften Tag“, der sich niemals wiederholen dürfe. Für das kommende Jahr, wenn sich der Staatsstreich der Junta zum 40. Mal jährt, wünscht sich De Carlotto eine gemeinsame Demonstration, bei der alle politischen Strömungen vertreten sein sollten. Schließlich gebe es ja keine Feindschaft untereinander, sondern lediglich verschiedene Denkweisen.

			Die unterschiedlichen Sichtweisen wurden deutlich, bei der Veranstaltung der linken Oppositionsparteien. Hier waren Rücktrittsforderungen gegen den aktuellen Heereschef César Milani zu hören, dessen Rolle während der Militärdiktatur derzeit die Justiz beschäftigt.

			Während der Militärherrschaft wurden nach Angaben der Regierungskommission „Nunca Más“ (Nie wieder) 8961 Menschen getötet. Andere Schätzungen, die sich auf die ausgezahlten Entschädigungen beziehen, gehen von 7000 Opfern aus. Menschenrechtsorganisationen beziffern deren Zahl auf bis zu 30.000.
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			London verstärkt Militärpräsenz

			Britische Regierung will Militärhubschrauer auf Malwinen schicken
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			Der britische Verteidigungsminister Michael Fallon. (Foto: AP)

			London (dpa/mc) - Großbritannien reagiert auf angebliches argentinisches Säbelrasseln im Malwinen-Konflikt mit der Stationierung weiterer Militärhubschrauber auf der Inselgruppe im Südatlantik. London werde zwei große Transporthubschrauber entsenden, um die Reaktionsfähigkeit der auf den Falklandinseln verbliebenen britischen Truppen zu erhöhen, sagte Verteidigungsminister Michael Fallon am Dienstag im britischen Parlament.

			„Die Gefahr bleibt, es ist eine sehr konkrete Gefahr, wir müssen darauf reagieren“, sagte Fallon zuvor dem BBC Radio 4. Das Boulevardblatt „Sun“ berichtete am Dienstag, ein interner Bericht des Ministeriums deute darauf hin, dass eine Invasion wahrscheinlicher geworden sei. Das Malwinen-Engagement Großbritanniens verschlingt jedes Jahr Millionen britischer Pfund. Deshalb ist ein Festhalten an dem Übersee-Gebiet auch in London hinter den Kulissen nicht völlig unumstritten.

			Gleichwohl machte Fallon deutlich, dass die Inselbewohner auf den Schutz der britischen Regierung zählen könnten: „Unsere Verpflichtung besteht darin, uns darüber im Klaren zu sein, dass die Insulaner das Recht haben, britisch zu sein, und einen Anspruch darauf haben, in angemessener Weise durch unsere Streitkräfte verteidigt zu werden.“

			Die Ankündigung des Verteidigungsministers erfolgte, nachdem britische Medien berichtet hatten, dass Russland Argentinien Militärflugzeuge angeboten habe.

			Die argentinische Botschafterin in London, Alicia Castro, erklärte, dass von Argentinien keinerlei Gefahr ausginge. Stattdessen seien die Malwinen der Militärlobby in Großbritannien ein willkommener Vorwand, um weitere Investitionen im Militärbereich zu erreichen. Es werde unangemessen viel Geld ausgegeben, um auf einer abgelegenen Insel eine Militärbasis mit 2000 Mann zu unterhalten, und einer Invasion vorzubeugen, die niemals passiere werde. Dialog und Verhandlungen seien stattdessen der einzige Weg zur Lösung des Konflikts. 

			Die Malwinen liegen rund 400 Kilometer vor Argentinien. Sie waren 1833 nach längerem Streit britisch geworden, Argentinien hat seinen Anspruch aber nicht aufgegeben. 1982 waren die Inseln während des Malwinenkriegs zehn Wochen lang von Argentinien besetzt. 649 argentinische und 255 britische Soldaten kamen infolge der Militärinvasion vor 33 Jahren ums Leben. London schickte 28.000 Soldaten in die Schlacht, Buenos Aires 20.000.

			Dem britischen Militär zufolge sind auf den Inseln derzeit Einheiten der Luftwaffe, der Marine und des Heeres stationiert. 2013 hatten sich die Bewohner der Inselgruppe mit überwältigender Mehrheit für einen Verbleib bei Großbritannien ausgesprochen. Argentinien erkennt das Ergebnis des Referendums aber nicht an.

			Zur Untermauerung ihres Anspruchs auf die Malwinen, führte die argentinische Regierung erst in diesem Monat einen neuen 50-Pesos-Schein ein, auf dem die Inseln zu sehen sind. Auf der Rückseite des Scheins ist zudem der „Gaucho Antonio Rivero“ abgebildet, der gemeinsam mit einigen Gleichgesinnten kurz nach Inbesitznahme der Malwinen durch London die führenden britischen Kolonialisten auf der Inselgruppe umbrachte.
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			Zehn Tote bei Flugzeugabsturz
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			Montevideo (dpa/mc) - Ein argentinisches Privatflugzeug mit zehn Insassen ist in Uruguay abgestürzt. Es gab keine Überlebenden, wie ein Sprecher der Feuerwehr am Freitag der Zeitung „El Observador“ mitteilte. Die zweimotorige Beechcraft B-90 King Air war am Donnerstagabend kurz nach dem Abflug vom Ferienort Punta del Este verunglückt.

			Der Absturz ereignete sich aus noch ungeklärten Gründen bei gutem Wetter. Das Flugzeug liege in seichtem Wasser am Ufer einer Lagune, erklärte ein Sprecher der Feuerwehr dem Fernsehsender Canal 10. Zeugen berichteten, eine heftige Explosion gehört zu haben.

			Die verunglückte Maschine hatte im November 2013 bereits bei einer Landung im argentinischen Flughafen San Fernando einen Unfall „mit schweren Schäden“ erlitten, wie die Flugunfall-Behörde JIAAC mitteilte.

			Unter den Insassen waren Manager eines argentinischen Unternehmens. Nach geschäftlichen Gesprächen in Punta del Este hatten sie den Rückflug nach Buenos Aires angetreten. Das bestätigte die Firma La Rural, die Kongresszentren in Argentinien und Uruguay betreibt. In Punta del Este besitzen viele Argentinier luxuriöse Sommerhäuser.

			In einem weiteren Flugzeugunglück, das sich im Mai vorigen Jahres nahe dem uruguayischen Küstenort Carmelo ereignet hatte, hat die zuständige uruguayische Ermittlungsbehörde ihr Untersuchungsergebnis am Dienstag bekannt gegeben: Demnach sei der 43-jährige Pilot unter Einfluss von Alkohol und Kokain gewesen. Er selbst und vier argentinische Passagiere kamen bei dem Absturz in den Río de la Plata ums Leben. Drei weitere Fluggäste überlebten das Unglück.
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			Die Woche in Argentinien

			NS-Zufluchtsort in Misiones?

			Argentinische Archäologen haben im Urwald einen Baukomplex gefunden, der möglicherweise geflüchteten Nazis nach dem Zweiten Weltkrieg als Versteck dienen sollte. In den drei Gebäuden in der Provinz Misiones seien deutsche Münzen aus den Jahren 1938 bis 1941 und Meißner Porzellan gefunden worden, sagte Daniel Schávelzon, Leiter des Archäologen-Teams der Universität Buenos Aires, der Zeitung „Clarín“. Die Forscher vermuten, dass der Bau dazu gedacht war, Nazis als Zuflucht zu dienen. Die Datierung des Baus auf Anfang der 40er Jahre des 20. Jahrhunderts und die deutschen Fundstücke seien kein zwingender Beweis für ein Nazi-Projekt, räumte Schávelzon ein. Es gebe aber keine andere Erklärung für einen so kostspieligen Bau in einem damals unzugänglichen Ort und mit Materialien, die nicht der lokalen Architektur entsprächen. Der Fund im heutigen Naturpark Teyú Cuaré wurde den Angaben zufolge nie benutzt - mög- licherweise, weil es in den Nachkriegsjahren für flüchtige Kriegsverbrecher relativ einfach gewesen sei, in Argentinien im normalen Stadtleben unterzutauchen, sagte Schávelzon. Nach Angaben der staatlichen Kommission zur Aufklärung von Nazi-Aktivitäten (CEANA) flüchteten mindestens 180 Kriegsverbrecher nach Ar-gentinien. Zu den prominentesten zählten Adolf Eichmann, Erich Priebke und Josef Mengele.

			Waldbrände

			Zwei Waldbrände halten die Provinz Chubut in Atem. Zum einen hat sich im Nationalpark „Los Alerces“ (Die Lärchen) am Montag ein Feuer entzündet. Zum anderen gibt es erneut einen Brand beim nördlicher gelegenen Nationalpark „Lago Puelo“ (Puelo-See). Im Gebiet „Los Alerces“ geht der Leiter den Parks, Daniel Crosta, von Brandstiftung aus. Schließlich habe sich das Feuer in einer abgelegenen Gegend entzündet, wo gewöhnlich keine Touristen sind, und es habe auch keine elektrisch aufgeladenen Gewitter gegeben. Zur Brandbekämpfung waren zuletzt mehr als 100 Feuerwehrleute sowie zwei Hubschrauer und ein Löschflugzeug im Einsatz. Im Puelo-Park begann der Brand am Currumahuida-Berg - dort, wo sich schon vor zwei Wochen ein Feuer entzündet hatte. Die Behörden gehen davon aus, dass die hohen Temperaturen der vergangenen Tage und starker Wind die Flammen wieder neu belebt hätten. Die Einsatzkräfte kämpften zuletzt darum, dass sich das Feuer nicht auf die bewohnte Gegend um Villa del Lago ausdehnte.

			Verkehrsstreik

			Sie wollen das Land lahm legen: Die Verkehrsgewerkschaften haben für den kommenden Dienstag zum ganztägigen Streik aufgerufen. Darauf verständigten sich die 23 Interessenvertretungen der Beschäftigten der Land-, Wasser- und Luftverkehrswege vor wenigen Tagen im Gebäude der Lokführergewerkschaft „La Fraternidad“ (Brüderlichkeit). Vorgestern erklärte auch die von Hugo Moyano geleitete Gewerkschaft der Lkw-Fahrer ihre Beteiligung an der Aktion, die das öffentliche Leben in der ohnehin kurzen Karwoche erheblich beeinträchtigen dürfte. Zudem wollen auch die Bankangestellten mitmachen. Forderungen der Streikplaner sind eine Anhebung der Freibeträge bei der Lohnsteuer sowie eine sofortige Erhöhung der Renten.

			Kokain auf Kreuzfahrtschiff 

			Zwei Besatzungsmitglieder eines Kreuzfahrtschiffs sind in Buenos Aires wegen versuchten Drogenschmuggels festgenommen worden. Insgesamt wurden 15,3 Kilogramm Kokain beschlagnahmt, wie das Finanzamt AFIP am Freitag mitteilte. Ein chilenischer und ein kroatischer Kellner der „Splendour of the Seas“ wurden von Zollbeamten angehalten, als sie mit vier Kokain-Ziegeln an Bord gehen wollten. Auf die Durchsuchung des 264 Meter langen Schiffs mit Spürhunden folgte die Beschlagnahmung von weiteren zehn Drogenpäckchen. Das Kokain sollte mutmaßlich nach Europa geschmuggelt werden, wo es nach Schätzung der AFIP einen Marktwert von einer Million Euro habe. Das Schiff befand sich auf einer Kreuzfahrt an der Atlantikküste entlang. 
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			China im Vormarsch

			Seit China sich in den siebziger Jahren nach Maos Tod von dessen Politik getrennt hat und die Wirtschaft sich marktwirtschaftlich gebärdet, allerdings ohne demokratische Wahlen, und mit der straff organisierten kommunistischen Partei am Ruder, hat das Reich der Mitte ein unglaubliches wirtschaftliches Wachstum erfahren. Mao hatte die Landwirtschaft kollektiviert, was zu Hungerkrisen führte und Millionen Menschen das Leben kostete. Seine Nachfolger erlaubten den Landwirten, ihre Ernten zu Marktpreisen zu verkaufen und das Land zu bewirtschaften, ohne ihnen das Eigentumsrecht zu übertragen. Das war der Anfang. Dann folgten zahllose Industrien sowie Auslandsniederlassungen und Wachstumsraten von über 10 Prozent jährlich. China überraschte die gesamte Welt. Argentinien als Lieferant von Lebensmitteln, insbesondere die Sojabohne, profitierte mit gewaltigen Erntezunahmen und hohen Auslandspreisen.

			China mit 1,3 Milliarden Menschen ist bereits die zweite Wirtschaftmacht in der Welt nach USA, und investiert die Devisenüberschüsse in US-Bonds. Das kennzeichnet die internationale Verflechtung, wie sie die Weltwirtschaft bisher nie gekannt hat. Jüngste Entwicklung ist die chinesische Auslandspolitik, indem immer mehr Devisenreserven mit Investitionen im Ausland, insbesondere in Afrika und neuerdings auch in Lateinamerika, eingesetzt werden. In Argentinien gibt es bereits chinesische Niederlassungen, meist durch Übernahme bestehender Unternehmen, darunter auch Getreideexporteure.

			Darüber hinaus hat die chinesische Regierung eine sogenannte strategische Allianz mit der argentinischen Regierung vereinbart, einschließlich offizieller Staatsbesuche beiderseits. Das passt in die Außenpolitik der Kirchner-Regierungen, abseits der USA und Europas und mit Annäherung an Russland und China. In diesem Rahmen haben die Regierungen beider Länder einen Vertrag vereinbart, den der argentinische Kongress im sogenannten Expressverfahren ratifiziert hat. Der Vertrag erlaubt China, in Neuquén eine Satellitenstation auf 200 Hektar Land zu errichten, die China braucht, um sie mit ihrer eigenen Station in der Nordhemisphäre zu verbinden, ähnlich wie es die Europäische Union in Südmendoza getan hat. Europa liegt wie China geografisch in der Nordhemisphäre, Argentinien im Süden, allerdings mit einem Unterschied. Die europäische Station hat keinerlei militärische Auftraggeber, wogegen die chinesische Station von der Volksbefreiungsarmee abhängt. Das beunruhigt nicht nur argentinische Politiker, sondern auch die USA und Europa. Die Regierungen von Argentinien und China schweigen. Keine Regierungssprecher äußern sich hierüber. Die politische Sorge ist latent.

			Argentinische Oppositionspolitiker und Gewerkschafter monieren ihrerseits, dass für den Bau der chinesischen Station in Neuquén die argentinischen Sozialgesetze nicht geachtet werden, die in China nicht existieren, derweil auch chinesische Mitarbeiter hier eingesetzt worden seien. China schweigt und Argentinien lässt geschehen. 

			Außerdem sieht der bilaterale Vertrag vor, dass chinesisches Kapital für die Finanzierung von Infrastruktur eingesetzt werden kann, ohne dass Ausschreibungen für Zuschläge sorgen. Dagegen haben Unternehmerverbände protestiert, weil die argentinischen Gesetze stets Ausschreibungen vorsehen. China finanziert alles mit Krediten in der eigenen Währung, genannt Yuan oder Renminbi, also nur bilateral. Trotzdem führt die argentinische Zentralbank diese Vorschüsse in ihren Reserven, die nur konvertible Währungen betreffen sollten. Alles zusammen: Kollision der Gesetze in beiden Ländern, doch die Zusammenarbeit gedeiht prächtig.
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			Wiederbelebungsversuche

			Von Stefan Kuhn

			Es ist eine unendliche Geschichte, die vom Verbot der rechtsradikalen NPD. Eine entsprechende Verfassungsklage (Organklage) hatte der Bundesrat Ende 2013 eingereicht. Das Bundesverfassungsgericht forderte die Länderkammer vergangenen Donnerstag auf, zu beweisen, dass keine V-Leute des Verfassungsschutzes in der Führungsebene der Partei tätig sind. Jetzt haben die Bundesländer bis zum 15. Mai Zeit, solche Beweise vorzulegen.

			An der Frage der geheimdienstlichen Unterwanderung der Neonazi-Partei war schon vor zehn Jahren ein Verbotsantrag der rot-grünen Bundesregierung, der von Bundestag und Bundesrat unterstützt wurde, gescheitert. Es war ein politisches Desaster: Das oberste Gericht Deutschlands prüfte die mögliche Verfassungsfeindlichkeit erst gar nicht. Dabei hätte man es belassen sollen. Die Partei war bis dahin in keinem Landtag vertreten, ihr bestes Ergebnis konnte sie 1999 mit 1,4 Prozent bei den sächsischen Landtagswahlen verbuchen.

			In den ersten Jahren nach dem gescheiterten Verbotsantrag erreichte die NPD ihre größten politischen Erfolge. Sie war kein braunes Schmuddelkind mehr, sondern hatte ein rechtliches Gütesiegel. In Sachsen kam sie in den Landtagswahlen von 2004 auf 9,2 Prozent der Stimmen und war damit fast so stark wie die SPD. Zwei Jahre später zog sie mit 7,3 Prozent in den Landtag von Mecklenburg-Vorpommern ein. Trotz Stimmenverlusten konnten die Rechtsextremen in beiden Bundesländern ihre Erfolge wiederholen.

			Doch das ist inzwischen Geschichte. Heute sitzt die Partei nur noch mit fünf Abgeordneten im Schweriner Landtag und, dank Abschaffung der Sperrklausel, mit einem Abgeordneten im Europaparlament. Bei den Europawahlen im vergangenen Jahr war die NPD auf einen Stimmenanteil von 1,0 Prozent gekommen. Natürlich ist es erschreckend, dass etwas über 300.000 Deutsche rechtsradikal gewählt haben, aber das relativiert sich. Allein die völlig unbekannte Tierschutzpartei hatte 65.000 Stimmen mehr als die Braunen.

			In den letzten Jahren machte die NPD vor allem durch Finanzskandale und Führungsstreitigkeiten auf sich aufmerksam. Seit 2011 verschliss die Partei vier Bundesvorsitzende. Zudem ist mit der europakritischen AfD eine neue nationalkonservative politische Kraft aufgekommen, die viele Protestwähler aus dem rechten Spektrum an sich binden könnte. Bei den Landtagswahlen in Sachsen hat sich das bereits angedeutet. Die AfD kam auf 9,2 Prozent, die NPD verpasste in ihrem Stammland - wenn auch nur knapp - den Einzug ins Parlament. Im kommenden Jahr wird in Mecklenburg-Vorpommern ein neuer Landtag gewählt. Es ist mehr als wahrscheinlich, dass die NPD dann aus den deutschen Landesparlamenten verschwindet.

			Auch wenn das noch höchstrichterlich überprüft werden muss, ist es eine Tatsache, dass die NPD eine verfassungsfeindliche Partei ist. Sie lehnt die freiheitlich-demokratische Grundordnung Deutschlands ab. Sie steht in der Tradition der NSDAP, verherrlicht die NS-Diktatur und leugnet den Holocaust. Doch letzteres sind strafrechtlich relevante Sachverhalte, und es gibt wohl wenige NPD-Funktionäre, die deswegen noch keinen Eintrag im Strafregister haben. Die entscheidende Frage ist jedoch, ob die Partei in ihrer Bedeutungslosigkeit wirklich eine Gefahr für die Verfassung ist. Das darf man bezweifeln.

			Ein Verbot der Partei wäre ein symbolischer Akt, der allerdings zur Unzeit käme. Die Partei besteht schließlich seit über einem halben Jahrhundert und war noch nie verfassungstreu. Natürlich wäre es angenehm, wenn der Staat nicht mehr Parteien mitfinanzieren müsste, die ihn abschaffen wollen. Ein Verbot würde zudem die Aberkennung der Mandate und den Einzug des Parteivermögens bedeuten. Aber damit erschöpft sich der Effekt der Maßnahme auch schon. Die menschenfeindliche Ideologie kann man nicht verbieten.

			Die deutsche Nachkriegsgeschichte hat gezeigt, dass Parteienverbote wenig Sinn haben. Zunächst wird eine politische Bewegung organisatorisch geschwächt, dann formiert sie sich neu. Aus der verbotenen KPD entstand die DKP, aus den Resten der NSDAP-Neugründung die SRP und nach deren Verbot die NPD. Schlimm war das nicht, aus bedeutungslosen Parteien entstanden bedeutungslose Parteien. Man hätte sie erst gar nicht verbieten müssen.

			Im Falle eines möglichen NPD-Verbots wäre das nicht anders. Allerdings birgt der Antrag eine wirkliche Gefahr. Scheitert er, haucht man einer sterbenden Partei neues Leben ein.
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			Randglossen

			Waffenlieferanten freuen sich diebisch in Großbritannien, nachdem deren Regierung beschlossen hat, die militärische Verteidigung der Malwineninseln zu erhöhen, als ob dort die Gefahr bestünde, dass Argentinien wie einst 1982 eine Invasion plane. Mit diesem eindeutig falschen Argument haben die britischen Militärs die Regierung von David Cameron überzeugt, die Militarisierung der Malwinen aufzupolieren. Nach der Niederlage von 1982 haben die nachfolgenden argentinischen Regierungen öffentlich stets darauf verzichtet, abermals die Inseln anzugreifen. Das ist auch verfassungsmäßig verbrieft. Außerdem sind die argentinischen Streitkräfte faktisch nicht in der Lage, das Abenteuer von 1982 zu wiederholen. Das britische Militär benötigt offenbar Vorwände, um sich dort einzusetzen, wo keine Gefahr blüht.

			Zum 24. März, dem 39. Jahrestages des Militärputsches von 1976, marschierten nicht eine Gruppe, sondern deren zwei in Buenos Aires auf, um ihr Gedenken zu bezeugen. Das galt wie üblich den Opfern der damaligen Diktatur, von denen es stets heißt, dass es 30.000 waren, obwohl die offizielle Untersuchung rund 7000 zählte. Allerdings wurden der Opfer der damaligen Terroristen, genannt Montoneros und andere, keinesfalls gedacht, als ob die Toten, Verletzten und Gefangenen nicht existiert hätten. Die Abschaffung der Verjährung der damaligen Gewalttaten beschränkte sich unter den Kirchnerregierungen auf die Militärs, derweil die überlebenden Terroristen sich der Begnadigung durch die Menem-Regierung munter erfreuen. Nur die Offiziere der damaligen Defacto-Regierung werden prozessiert, Montoneros und andere Terroristen nicht.

			Deutschland hat es geschafft, Korea wird wohl noch Ewigkeiten warten. Gelungene Wiedervereinigungen geteilter Länder sind historische Ausnahmen. Das zeigt der Fall Jemen. Noch vor Deutschland beschlossen der sozialistische Südjemen und der kapitalistische Nordjemen die Vereinigung beider Landesteile. Im Norden hatte es zuvor einen langen blutigen Bürgerkrieg zwischen Monarchisten und national-arabischen Nasseristen gegeben. Im Süden gab es Scharmützel mit den Nachbarländern Saudi-Arabien und Oman sowie Grenzkonflikte mit dem Norden. Die Wiedervereinigung sollte dem ein Ende setzen und ein Demokratiemodell etablieren. Eine schlechte Idee. Die sozialistische Partei wollte den Deal bereits nach vier Jahren wieder rückgängig machen. Das scheiterte blutig.

			Heute ist die Lage weniger übersichtlich. Vom Iran unterstützte schiitische Huthi-Rebellen bekämpfen den amtierenden sunnitischen Präsidenten Hadi. Dessen ebenfalls sunnitischer Vorgänger Saleh unterstützt die Rebellen mit ihm treuen Einheiten der Armee. Islamistische (sunnitische) Terrorgruppen wie Al-Kaida und der Islamische Staat verüben blutige Attentate gegen Schiiten. Dann gibt es noch verschiedene bewaffnete Stammesgruppen, und an der Staatsgrenze marschiert die saudi-arabische Armee auf. In Riad ist man nicht gewillt, Teile der Halbinsel des Propheten dem Erzfeind aus Teheran auszuliefern. Jemen war keine Wiedervereinigung, denn es gab nie einen jemenitischen Einheitsstaat. Man kann nun mal nicht zusammenführen, was nie zusammengehört hat. 
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 8,815, einen halben Cent über der Vorwoche und um 2,92% über Ende Dezember 2014. Die ZB Reserven betrugen zum u$s 31,45 Mrd. gegen u$s 31,41 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.06.15 bei $ 9,35, zum 30.09.15 bei $ 9,95 und zum 30.12.15 bei $ 10,69. Der Terminkurs auf ein Jahr, zum März 2016, enthält einen Jahreszinssatz von 30,28%. Der Schwarzkurs erreichte am Mittwoch bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 12,81. 

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch einen Minus von 0,97% und liegt 30,16% über Ende 2014.

			***

			Par-Bonds in Pesos notierten mit 58,82% im Plus gegenüber Ende 2014. Discount-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 4,17% und gegen Ende 2014 32,51%. Boden 2015 stiegen in einer Woche 0,24% und in diesem Jahr 3,77%, und Global 2017 Arg lagen mit 11,98% im Plus gegenüber Ende 2014.

			***

			Gold wurde am Mittwoch in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 224,68 (Vorwoche $ 214,93) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 320,97 (Vorwoche $ 307,04).

			***

			Der Aussenhandel lag im Februar um 25% unter dem gleichen Vorjahresmonat. Die Exporte erreichten u$s 4,06 Mrd., und die Importe u$s 4,01 Mrd., in beiden Fällen um 25% unter dem Vorjahr. Im ersten Bimester erreichten die Exporte u$s 8,56 Mrd., 21% unter dem Vorjahr, und die Importe u$s 8,23 Mrd., 22% unter dem Vorjahr. Der Februar-Rückgang war bei Exporten zu 14% durch geringere Mengen und zu 12% durch niedrigere Preise bedingt, bei Importen zu 20% durch geringere Mengen und 7% wegen niedrigerer Preise. Der Rückgang des Erdölpreises hat sich in beiden Richtungen stark ausgewirkt. Die niedrigeren Weltmarktpreise für Getreide und Ölsaat haben den Exportwert gedrückt. Am stärksten war der Exportrückgang, mit 27%, bei reinen Industriepriodukten, was besonders auf den geringeren Kfz-Austausch mit Brasilien zurückzuführen ist.

			*** 

			Der Index der Industrieproduktion des Institutes FIEL lag im Februar um 7,2% unter dem gleichen Vorjahresmonat, und somit im 1. Bimester um 6,7% unter dem Vorjahr. Der Index wurde im 1. Bimester stark durch die Kfz-Industrie beeinflusst (-21,1%) und auch durch Kunststoffe und Chemie (-17,7%). Ebenfalls verzeichnen Zigaretten einen Rückgang (-9,6%) und auch die Metallmechanik (-7,9%). Zunahmen gab es am anderen Extrem bei nicht metallischen Erzen (+5%), Erdölprodukten (+2,1%) und Nahrungsmitteln und Getränken (+1,4%). Mit geringen Abnahmen schlossen Papier und Zellstoff (-1,9%), Stahl (-3%) und Textilfasern (-4,3%).

			***

			Der Gouverneur der Provinz La Rioja, Luis Beder Herrera, schloss ein Abkommen mit der chinesischen Hydrochina International Engeneering ab, um den Windpark für Stromerzeugung „Arauco“ um 104 MW zu erweitern. Es handelt sich um eine Investition von u$s 300 Mio. Hydrochina gehört zum Konzern Powerchina, und ist an 50% der Windparks in China beteiligt. Die chinesischen Lieferungen verdrängen hier die lokale IMPSA (Pescarmona), die sie auch erzeugt, und dabei schon viele Anlagen in Argentinien und Brasilien geliefert hat. 

			***

			Die Provinz Chubut hat einen Dollarbond für u$s 88,8 Mio. über die Bank von Chubut und Puente Hnos untergebracht. Der Bonds verfällt 2021 und wird ab 3. Jahr in 16 Quartalsraten amortisiert. Der Erlös soll für Investitionen in der Provinz eingesetzt werden.

			***

			Das Wirtschaftsministerium hat die Ausgaben von zwei Staatsbonds in Pesos, benannt Bonac, angekündigt, die in 12, bzw. 18 Monaten verfallen. Die erste Ausgabe für $ 3 Mrd. wird in zwei Serien mit variablem Zinssatz ausgegeben. Der Zinssatz hält sich an den der Lebac-Wechsel der ZB auf 90 Tage, der bei 26,22% liegt. In der Praxis bedeutet die Ausgabe dieser Bonds, dass das Schatzamt direkt Mittel bei Banken aufnimmt, statt dass die ZB es über Lebac und Nobac tut, und dann die Mittel in Schatzscheinen anlegt.

			***

			Die ZB erhielt am Mittwoch bei ihrer wöchentlichen Wechselausschreibung Offerten für 9,28 Mrd., von denen $ 7,64 Mrd. angenommen wurden. Da gleichzeitig Wechsel für $ 4,79 Mrd. verfielen, verblieb eine Nettoaufnahme von Mitteln in Höhe von $ 2,85 Mrd. Lebac auf 91 Tage wurden zu 26,22% verzinst, auf 119 Tage zu 27,04, und dann jeweils mehr für längere Fristen, bis zu 29,05% bei 301 Tagen. Ebenfalls wurden Dollarwechsel für u$s 172 Mio. untergebracht, zu 3,25% bis 4,2%.

			***

			Die Herstellung (-4,1%) , der Export (-10,5%) und der Konsum (-0,1%) von Getränken sind im vergangenen Jahr rückläufig gewesen. Besonders hart wurden die Ausfuhren von Weinen getroffen, die einen Gesamtwert von u$s 1,07 Mrd. erreichten.

			***

			Die Anzahl der zur Miete stehenden gewerblichen Räumen an den Hauptstrassen der Bundeshauptstadt ist während der Sommermonaten um 14,9% gestiegen. Die meisten freien Lokalen befinden sich zur Zeit auf der Avenida Rivadavia (66), auf der Avenida Santa Fe (51), und Av. Pueyrredón (30). Cabildo verzeichnet ein Leerstand von 22 Geschäftsräumen und Florida einen von insgesamt 13.

			***

			Brasilien setzt den Import von argentinischen Äpfeln und Birnen aus, nachdem das Landwirtschaftsministerium bei fünfzehn Lieferungen die Plage Cydia pommonella entdeckte. Das Einfuhrverbot soll solange gelten, bis die argentinischen Behörden ihre Kontrollen neu bewerten. Argentinien exportierte im letzten Jahr 46,1 Mio. t Äpfeln über einen Gesamtwert von u$s 48,8 Mio. Die Produzenten aus Rio Negro sind vom Exportrückgang ihrer Äpfeln und Birnen hart getroffen, da die Ausfuhren um innerjährlich 30% zurückgegangen sind.

			***

			Die US-Firma Cargill stand im Jahr 2014 beim Export von Getreide, Ölsaaten, pflanzlichen Ölen (ohne Biodieselöl) und Sojamehl u.a. Nebenprodukten mit 9,6 Mio. t an erster Stelle, gefolgt von Bunge mit 7,1 Mio. t. Danach kamen Dreyfus mit 5,6 Mio. t, Vicentín mit 4,72 Mio. t, Nidera mit 4,06 Mio. t, Glencore mit 3,57 Mio. t, ACA (Genossenschaften) mit 3,53 Mio. t, Noble mit 3,38 Mio. t und Molinos Rio de la Plata mit 2,54 Mio. t. Dahinter folgen vier weitere Firmen mit über einer Mio. t, nämlich Molinos Cañuelas, Alfred Töpfer, ADM und AFA.

			***

			Die staatliche AYSA, die die Wasserversorgung und Entsorgung im Raum von Gross Buenos Aires betreibt, feierte in der Vorwoche neun Jahre ihres Bestehens, also seit der Übernahme der privaten Aguas Argentinas, die von der französischen Suez und der spanischen Aguas der Barcelona kontrolliert wurde und eine hervorragende Leistung ausweisen konnte. Der Vorsitzende des Staatsunternehmens, Carlos Ben, ehemaliger Gewerkschafter, erklärte, in diesen Jahren habe das Unternehmen $ 29,2 Mrd. investiert, zu denen dieses Jahr voraussichtlich noch weitere $ 7 Mrd. hinzukommen. In einem Monat soll die Reinigungsanlage „Juan Manuel de Rosas“ am Paraná-Fluss, im Vorort Tigre, beendet sein, was erlauben werde, täglich über weitere 900 Mio. cbm Trinkwasser zu verfügen. Die hohen Investitionen fielen dem Schatzamt zur Last, während Aguas Argentinas vorher mit eigenen Mitteln investierte und dabei auch einen Kredit von u$s 700 Mio. aufgenommen hat, der bei der staatlichen Übernahme einfach ignoriert wurde, so dass die enteignete Firma beim ICSID-Schiedsgericht Klage eingereicht haben. Zu den Investitionen kommt noch das Betriebsdefizit hinzu, das auch dem Schatzamt zur Last fällt, das Aguas Argentinas nicht hatte.

			***

			Die Geldmenge, definiert als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 13.3.15 um 27,14%, lag jedoch um 2,24% unter Ende 2014. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, stieg in der gleichen Periode um 32,58%, lag aber um 6,24% unter Ende 2014. Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in einem Jahr zum 13.3.15 um 31,36% auf $ 974,53 Mrd., und die gesamten Pesokredite um 17,52% auf $ 629,87 Mrd. Die Kreditexpansion liegt weit unter der Inflation, weil die Banken hohe Beträge an ZB-Wechseln Lebac gekauft haben. 

			***

			Der New Yorker Richter Thomas Griesa hat die US-Bank Citi erlaubt, die Zinsen auf argentinische Staatsbonds zu zahlen, die unter argentinische Gerichtsbarkeit fallen und über die argentinische Filiale der Bank gezahlt werden. Die erste Zahlung entfällt auf den 31. März 2015 und die zweite auf den 30. Juni 2015. Der Betrag der Bonds, die jetzt bedient werden, beläuft sich auf u$s 3,7 Mio., was 3% des Gesamtbetrages der Bonds darstellt, die unter argentinischer Gerichtsbarkeit ausgegeben wurden. Der grösste Teil der Staatsschuld, deren Zinsen am 31.3.15 gezahlt werden müssen (u$s 190 Mio.), untersteht der Gerichtsbarkeit der USA und verbleibt blockiert. Der Konflikt der Citibank mit der argentinischen Regierung, der zu einer direkten Aufsicht der Bank durch die nationale Wertpapierkomission führte, ist somit gelöst. 

			***

			Der Präsident der Stiftung der Textil- und Bekleidungsindustrie „Protejer“, Jorge Sorabilla, hat ein Abkommen mit den Supermarktketten Jumbo, Walmart und La Anónima bekanntgegeben, durch das sich diese verpflichten, ihre Importe von Bekleidungsstücken dieses Jahr zu verringern und durch lokal erzeugte Produkte zu ersetzen, die ab April schon zur Verfügung stehen. Die drei genannten Supermärkte hatten 2014 Textilprodukte für ca. u$s 60 Mio. importiert. Sorabilla sagte, es werde noch mit Coto verhandelt, wobei mit Carrefour keine Einigung erreicht werden konnte. Im ganzen Jahr 2014 wurden Textilprodukte für u$s 1,4 Mrd. importiert, mit denen rund die Hälfte der lokalen Nachfrage gedeckt wurde. Laut Sorabilla können 80% dieser Importe durch lokale Produktion ersetzt werden. Bis in die 90er Jahre waren die Importe von Textilien unbedeutend.

			***

			Der Export von Getreide und Ölsaaten stieg im 1. Bimester 2015 gegenüber der gleichen Vorjahresperiode um 70% auf u$s 7,58 Mio. Tonnen. Dieses Jahr wurde noch ein grosser Teil der Grobernte von 2014 exportiert. Die Landwirte hatten eine grosse Menge von Sojabohne und auch Mais einbehalten, in Erwartung höherer Preise. Doch der Weltmarktpreis fiel, der Abwertungssprung fiel aus, und die Exportzölle blieben unverändert, so dass sie ein schlechtes Geschäft gemacht haben.

			***

			Das Institut CIFRA, das von der Gewerkschaftszentrale CTA (von Hugo Yasky) abhängt, hat ermittelt, dass die Zahlen über die Amortisationsquoten der Staatsschuld in Dollar, die CFK angegeben hat, nicht stimmen. Für 2015 sind es laut CFK u$s 9,15 Mrd., laut CIFRA u$s 14,1 Mrd., für 2016 jeweils u$s 2,6 und u$s 8,8 Mrd., für 2017 jeweils u$s 8,6 und u$s 16,1 Mrd., für 2018 jeweils u$s 1,8 und u$s 10,7 Mrd., und für 2019 u$s 2,4 und u$s 8,2 Mrd. Hinzu kommen noch Zahlungen in Pesos. Doch die Differenz beruht zum grossen Teil darauf, dass auch interne Forderungen in Dollar bestehen, da vornehmlich der Sonderfonds der ANSeS staatliche Dollarbonds hält. CFK geht davon aus, dass alle innerstaatlichen Schulden, in Pesos und in Dollar, automatisch erneuert werden, so dass sich das Problem auf die Schulden gegenüber ausländischen Gläubigern beschränkt.

			***

			Die gesamte öffentliche und private Auslandsschuld beläuft sich laut INDEC per Ende 2014 auf u$s 147,46 Mrd., u$s 6,9 Mrd. mehr als ein Jahr zuvor. Die Zunahme beruht auf der Zahlung an Repsol (für das enteignete Aktienpaket), das Swap-Geschäft mit China und die Regelung mit dem Pariser Klub. Die staatliche Auslandsschuld stieg um u$s 6,09 Mrd., die private nur um u$s 342 Mio. Bei der Staatsschuld werden weder die Holdouts noch die Kläger beim ICSID-Schiedsgericht berücksichtigt. In Wirklichkeit ist die Schuld um mindestens u$s 30 Mrd. höher, wobei der Betrag durch Verhandlungen eventuell verringert werden kann. 

			***

			Das Industrieministerium und das Energiesekretariat haben einen Betrag von $ 60 Mio. für mittlere und kleine Unternehmen bereitgestellt, die damit Programme finanzieren, die für einen effizienteren Einsatz der elektrischen Energie bestimmt sind. Konkret handelt es sich dabei um Kredite bis zu $ 1,5 Mio., zu 9% jährlich auf bis zu 7 Jahre, die bis zu 70% des Projektes finanzieren können. Unternehmen können bei der Beleuchtung durch Einsatz von Sparlampen, aber auch durch effizientere Luftkühlgeräte und Elektromotore viel Strom sparen.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Bolivien wird noch im Verlauf dieses Jahres zwischen 100 und 200 MW Strom an Argentinien verkaufen. Dies teilte Präsident Evo Morales mit. Das Andenland verfügt über einen Überschuss von 300 MW an elektrischer Energie.

			***

			Der Norden Argentiniens und der Süden Boliviens sollen in Zukunft über eine 80 km lange Bahnstrecke von der Linie Belgrano miteinander verbunden sein. Das Projekt wird zu 59% vom Fonplata (Fondo Financiero para el Desarrollo de la Cuenca del Plata) finanziert, und sieht unter anderem die Wiedergewinnung von sieben Brücken an der Strecke zwischen Perico in Jujuy und Pocitos in Salta vor. 

			***

			Der spanische Telefonkonzern Telefónica darf den brasilianischen Breitband- und Festnetzanbieter GVT unter Auflagen übernehmen. Die nationale Wettbewerbsbehörde CADE stimmte dem Kauf nach mehrmonatiger Prüfzeit grundsätzlich zu. Telefónica hatte im August vergangenen Jahres E 7,45 Mrd. in bar und Aktien für die Übernahmen geboten. Bislang gehört GVT (Global Village Telecom) zum französischen Medienunternehmen Vivendi. Für die Übernahme muss sich Telefónica von seinem noch verbliebenen 6,5-prozentigen Anteil am Konzern Telecom Itália trennen, der in Brasilien den Mobilfunkanbieter TIM betreibt. Mit dem Schritt soll eine Marktkonzentration vermieden werden. Telefónica hält in Brasilien die Mehrheit am Mobilfunkanbieter Vivo und ist mit einem Marktanteil von 29% (Stand August 2014) Nummer eins unter Brasiliens Mobilfunkern. (dpa)

			***

			Die brasilianische ZB kündigte am Dienstag an, dass sie das Programm zur Stützung des Real, das im August 2013 eingesetzt wurde, nicht weiterführen werde. Das hat zu einer neuen Abwertung des Real geführt, der nach drei Tagen mit Hausse um 2,2% fiel, von 3,127 auf 3,20 Real pro Dollar. In diesem Jahr ist der Real somit um 16,8% gefallen.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Motormel

			Diese lokale Firma hat ein Abkommen mit der italienischen Piaggio abgeschlossen, um dessen Motorräder Marke Aprilia in ihrer Fabrik in San Nicolás, Provinz Buenos Aires, zu erzeugen. Der Marketing-Direktor von Motormel, Facundo Lippo, erklärte, Motormel werde mit dem Modell STX beginnen, das sich sehr gut für den städtischen Verkehr eignet, und dann schrittweise auf teure Modelle übergehen. Die Piaggio-Gruppe kontrolliert auch die Marken Vespa und Moto Guzzi.

			Hoya Lens & BA Frames

			Die japanische Hoya Lens, die sich auf ophtalmologische Gläser spezialisiert wird im September nach Argentinien zurückkehren, in einem Joint venture mit der lokalen BA Frames, um im Land optische Produkte mit Spitzentechnologie zu erzeugen. Dabei ist eine Investition von $ 45 Mio. vorgesehen. Das Abkommen wurde in Dallas, USA, abgeschlossen, wo sich das regionale Hauptbüro von Hoya Lens befindet. 

			Menoyo

			Ende der Vorwoche weihte die Firma Menoyo, mit Fabrik im Vorort Munro, eine neue Anlage zur Abfüllung von Essig ein, die über die letzte Technologie verfügt und 5 Flaschen pro Sekunde abfüllt. Binnenhandelssekretär Costa erklärte bei der Einweihung, an der auch CFK per Telekonferenz beteiligt war, dass dieses Unternehmen eine hohe Beteiligung bei Produkten mit gepflegten Preisen habe.

			Cotar

			Diese Milchgenossenschaft der Provinz Santa Fé, die Landwirte der Gegend um Rosario umfasst, hat eine neue Anlage in Betrieb genommen, um Milch in Tetrapak-Behältern abzufüllen. Pro Stunde können bis zu 6.000 Behälter von je einem Liter Milch abgefüllt werden.

			Adidas

			Diese deutsche Firma hat beschlossen, den Vertrieb ihrer Produkte mit der Marke Reebok in Argentinien und Brasilien zu übernehmen. In diesem Sinn hat sie sich mit der brasilianischen Vulcabras geinigt, die die Produkte dieser Marke im Rahmen eines Abkommen mit Adidas vertreibt, das Ende 2015 abläuft.

			Mercedes Benz

			Diese Filiale der deutschen Daimler Benz hat in ihrer Fabrik „Juan Manuel Fangio“ im Vorort La Matanza, die Fabrikation von Achsen für Lastwagen und Omnibussen aufgenommen. Für diesen Zweck wurden u$s 10 Mio. investiert, wobei ausserdem Investitionen von Zulieferanten kommen. Diese Investition ist Teil des Investitonsprogrammes von u$s 50 Mio., das vor einigen Wochen angekündigt wurde. Die Fabrikation von schweren Achsen war 1991 eingestellt worden.

			

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht
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			Die Abschaffung der Devisenbewirtschaftung

			Die Erklärung von Mauricio Macri, dass er, falls er als Präsident gewählt wird, gleich einen Tag nach seinem Amtsantritt das Verbot des freien Dollarkaufs, hier als „cepo“ benannt (was eine Anspielung auf ein Folterinstrument ist, mit dem auf dem Land Viehdiebe u.a. auf dem Boden festgehalten wurden), aufheben werde, schlug wie eine Bombe ein. Politiker und Wirtschaftler aller Art bezeichneten die Ankündigung als unverantwortlich, weil dabei entweder die ZB-Reserven sofort aufgebraucht würden, und/oder der Wechselkurs in die Höhe springt, mit katastrophalen Folgen für die Wirtschaft, nämlich einem Inflationssprung und einer akuten Rezession. 

			Doch der Fall ist nicht so einfach. Halten wir zunächst fest, dass es nicht nur um den „cepo“, geht, sondern auf die Devisenbewirtschaftung (auf spanisch „control de cambios“) als solche, nämlich das Verbot oder die Verzögerung bei Überweisung von Gewinnen, Dividenden, Honoraren, Gebühren u.a. Posten der Zahlungsbilanz, aber auch der Einzelgenehmigung von Importen. Der Devisenhandel muss in der modernen Welt völlig frei sein, und es darf auch keine Bestimmungen über Ablieferungsfristen für Devisen u.dgl. geben. So funktioniert die moderne globalisierte Welt. Die Devisenbewirtschaftung, wie sie in Argentinien unter den Kirchners, und zum Teil schon vorher, eingeführt wurde, schafft zusätzliche Kosten und stört den effizienten Ablauf der Aussenhandelsgeschäfte. Dabei gehen auch Exporte verloren, und günstige Importmöglichkeiten können nicht genutzt werden. Indessen wäre eine plötzliche Rückkehr zu einem freien Devisenmarkt, wie er in der zivilisierten Welt üblich ist, gewiss traumatisch. Aber er kann innerhalb eines Jahres erreicht werden.

			Allein, das Problem, das sich hier stellt, hat eine einfache Sofortlösung, nämlich die Schaffung eines gespalteten Devisenmarktes. Der offizielle Markt, mit einem von der ZB festgesetzten und verwalteten Kurs, wird dabei nur für den Warenverkehr und eventuell bestimmte andere Transaktionen beibehalten, und der Rest geht über einen freien Markt. Das hat es schon mehrmals gegeben, wobei dieser Markt dann als Finanzmarkt getauft wurde. Danach muss eine Strategie eingeleitet werden, um den Devisenmarkt wieder zu vereinheitlichen, da ein System mit einem gespalteten Markt allerlei Probleme schafft und im Wesen nicht rationell ist. Beiläufig kann dabei auch eine Abwertung erreicht werden, durch die der Kurs wieder ein Niveau erreicht, wie es die argentinische Wirtschaft benötigt.

			1976, als Isabel Perón abgesetzt wurde und die Streitkräfte die Regierung übernahmen, und José A. Martinez de Hoz zum Wirtschaftsminister ernannten, bestand ein ähnliches Problem, wobei der Minister zu einer Lösung griff, die im Wesen nicht viel anders war, als wir sie hier dargestellt haben, nämlich einen gespalteten Devisenmarkt. Damals wurde im Laufe des Jahres ein zunehmender Teil der Devisen, die aus Exporten stammen oder für Importe eingesetzt werden, über den freien Markt verrechnet. Ende des Jahres gab es dann wieder einen einheitlichen freien Devisenmarkt.

			Der Kurs auf dem freien Markt springt nicht in den Himmel. Ein hoher Kurs lockt Kapital und besonders Touristen an, für die Argentinien dabei billig wird. Wenn sich die wirtschaftliche Lage nach und nach normalisiert, sinkt die Differenz zum offiziellen Kurs, was den Weg zur Vereinheitlichung ebnet. 

			Doch diese Liberalisierung des Devisenverkehrs ist nur möglich, wenn der bestehende Defaultzustand überwunden wird. Das dauert eine bestimmte Zeit, aber es muss sofort eingeleitet und am ersten Tag (oder vorher) angekündigt werden, damit die Wiederherstellung normaler Zustände vorweggenommen wird. Die neue Regierung muss einmal sofort mit den Holdouts verhandeln, und dabei versuchen, die verfahrene Lage wieder einzurenken. Die Regierungssprecher weisen darauf hin, dass dies bedeutet, dass die Regierung den Holdouts den vollen Betrag ihrer Forderung sofort zahlen werde. Das ist jedoch nicht möglich. Ob es bei Verhandlungen zu einem Abschlag kommt, sei dahingestellt. Aber auf alle Fälle werden sich die Holdouts voraussichtlich mit Zahlung des grössten Teils ihrer Forderungen mit Staatspapieren zufrieden geben, mit niedrigen Zinsen und einer Laufzeit von mindestens 10 Jahren. Gleichzeitig müssen Verhandlungen mit den zahlreichen Klägern beim Weltbankschiedsgericht ICSID eingeleitet werden, um Kompromisslösungen zu erreichen. Selbstverständlich kommen dabei neue Schulden des argentinischen Staates zu den bestehenden hinzu, aber bestimmt in einem erträglichen Ausmass. Die Alternative, dass diese Konflikte ewig hinausgeschoben werden, ist das schlimmste, was auf diesem Gebiet geschehen könnte. Denn das behindert neue Kredite und besonders Kapitalinvestitionen, sowie allerlei Geschäfte.

			Die Rückkehr zu zivilisierten Verhältnissen in Bezug auf den Devisenmarkt muss mit anderen Massnahmen einhergehen. 1976 gelang die Normalisierung einmal, weil im Juli ein Standby-Abkommen mit dem Internationalen Währungsfonds abgeschlossen wurde, und dann, weil Auslandsbanken Kredite bereitstellten und auch Kapital ins Land floss. Wirtschaftsminister Martinez de Hoz genoss damals das Vertrauen der lokalen und internationalen Wirtschaftswelt, was alles viel einfacher machte. Isabel Perón und ihre Minister wurden vorher einfach nicht ernst genommen. Auch dieses Mal braucht die neue Regierung einen Wirtschaftsminister von Format, der rein persönlich Vertrauen erweckt. 

			Ebenfalls wurde damals erreicht, dass die Hyperinflation, die die Regierungsübernahme begleitete, mit einer Zunahme der Preise (Index der Konsumentenpreise) von ca. 50% im März 1976 und noch einmal so viel im April, schnell überwunden wurde. Im Mai stiegen die Preise um 3% und danach, mit Schwankungen etwas mehr. Das wurde u.a erreicht, weil es eine faktische Einfrierung von Löhnen und Gehältern gab, wobei einige Gewerkschaftler, die ab Mitte 1975 absurde Lohnerhöhungen am laufenden Band durchgesetzt hatten, festgenommen wurden und andere ins Ausland flohen.

			Zurück zu 2015: die Liberalisierung des Devisenmarktes muss von einer Politik begleitet werden, die das Staatsdefizit verringert und die Lohnerhöhungen beschränkt. Was Martinez de Hoz 1976 gelang, ist in einer Demokratie, mit Parlament, starken Gewerkschaften und Gewaltausbrüchen verschiedener Art auf den Strassen, nicht so einfach. Die neue Regierung, mit Macri oder auch mit Scioli, Randazzo oder Massa als Präsident, müsste sich bemühen, ein Stillhalteabkommen zu erreichen. Dabei taucht stets die Erinnerung an den Pakt von La Moncloa auf, durch den in Spanien nach dem Übergang von der harten Franco-Diktatur auf Demokratie bestimmte Spielregeln unter den Spitzenpolitikern, Gewerkschaftsführern und Leitern von Unternehmerverbänden vereinbart wurden. 

			Das Wesentliche dabei war, dass die Lohnerhöhungen beschränkt wurden und die Gewerkschaften einen unmittelbaren Reallohnverlust in Kauf nahmen. Für eine nicht-peronistische Regierung, wie es die von Macri wäre, ist so etwas besonders schwierig, da die Gewerkschafter kein Interesse hätten, es ihm einfach zu machen. Doch wenn sich die wirtschaftliche Lage in den letzten Monaten der Regierung von CFK zuspitzt, mit mehr Inflation, einer Vertiefung der Rezession, mehr Arbeitslosigkeit und allerlei Streiks und Kundgebungen, zum Teil auch mit Gewalt, dann wäre ein Stillhalteabkommen eventuell doch möglich, weil dann auch die Gewerkschafter spüren würden, dass die Entwicklung aus den Fugen gerät, was ihre eigene Position gefährdet.

			Die Liberalisierung, wie wir sie hier darstellen, könnte auch durch andere Begleitmassnahmen unterstüzt werden. Eventuell könnte eine grosszügige Vermögensweisswaschung dazu beitragen, die Zahlungsbilanz auszugleichen. Was sofort geschehen müsste, ist die Förderung der Dollardepositen bei lokalen Banken, indem der Bereich der Dollarkredite, der jetzt auf Aussenhandelsgeschäfte beschränkt ist, erweitert wird, so dass die Banken höhere Zinsen zahlen und Sparer anregen, ihre Bardollar zu deponieren. Der Betrag der Dollarnoten im Besitz von Personen, die in Argentinien wohnhaft sind, wird auf über u$s 40 Mrd. geschätzt. Ebenfalls können Massnahmen getroffen werden, um Auslandsinvestitionen anzuziehen.

			Im Grunde sollte Argentinien unter den gegenwärtigen Umständen keinen Fehlbetrag bei der Zahlungsbilanz haben, sondern das Defizit der Leistungsbilanz mit einem hohen Überschuss der Kapitalbilanz ausgleichen, und dabei noch einen positiven Saldo erreichen. Dabei könnte sogar das umgekehrte Problem auftauchen, nämlich die sogenannte „holländische Krankheit“, die darin besteht, dass der Überschuss der Zahlungsbilanz entweder auf den Kurs drückt und exporthemmend wirkt, oder eine starke inflationäre Wirkung hat, wenn der Überschuss von der ZB aufgekauft wird, und als Gegenpartie eine monetäre Expansion stattfindet. Doch dieses Problem ist einfacher zu lösen als das der Devisenknappheit.

			Wenn man den ganzen Fall zu Ende denkt, so handelt es sich schliesslich darum, Argentinien in die Weltwirtschaft einzugliedern. Das Konzept der geschlossenen Wirtschaft, von dem die gegenwärtige Regierung ausgeht, ist ein Anachronismus, der fûr die Wirtschaft störend wirkt. Gewiss muss die lokale Industrie weiterhin geschützt werden, aber grundsätzlich muss sie sich mit der Welt integrieren, und dabei muss Argentinien sich auch darum bemühen, dass Hindernisse für argentinische Produkte, die in anderen Ländern bestehen, abgeschafft werden. Argentinien hat die besten Voraussetzungen, um sich mit Gewinn der Weltwirtschaft anzuschliessen und dabei auch Impulse für das interne Wachstum zu erhalten. Wie weit der kommenden Regierung dies klar ist, lässt sich vorerst nicht sagen. Aber sie muss von Anfang an entscheiden, ob sie auf eine geschlossene oder eine offene Wirtschaft zusteuert.
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			Bruttoinlandsprodukt 2014: zwischen +0,5% und -2,5%

			Das Statistische Amt (INDEC) hat für das Jahr 2014 eine Zunahme des Bruttoinlandsproduktes von 0,5% angegeben, wobei private Schätzungen zwischen -2% und -3% liegen. Bei der offiziellen Berechnung wird von einer Zunahme von 2,5% des staatlichen Bereichs ausgegangen, ohne die das Gesamtergebnis auch negativ ausgefallen wäre. Denn laut INDEC ist der private Konsum 2014 um 0,5% gesunken und die Investitionen sind um 5,6% gefallen. Bei der Berechnung des BIP werden die Staatsausgaben einfach addiert, unabhängig davon, ob sie eine echte staatliche Leistung zum Ausdruck bringen oder einfach auf einer unnötigen Aufblähung der Ausgaben beruhen. Es besteht kein Zweifel, dass auch 2014, wie während der ganzen Kirchner Periode, die im Mai 2003 beginnt, die Staatsausgaben u.a. durch unnötige Einstellung von Beamten erhöht wurden. Die Zahl der Staatsangestellten (Nationalstaat, Provinzen, Gemeinden, Staatsunternehmen und autonome Ämter) stieg laut jüngsten Zahlen (siehe Clarín vom 21.3.15) ab 2003 um 67%, gleich 1,5 Mio. Personen, auf insgesamt 3,7 Mio. Menschen. Dabei waren die 2,2 Mio., die 2003 bestanden, auch schon zu viele. Die offiziellen BIP-Zahlen bedeuten bei richtiger Lektüre, dass das prívate BIP gefallen ist, und ausserdem eine höhere Belastung des Staates ertragen musste.

			Die Berechnung des Bruttoinlandsproduktes ist in den letzten Jahrzehnten schwieriger geworden, weil die  Dienstleistungen stärker ins Gewicht fallen, die über 60% des BIP ausmachen und schwer zu messen sind. Besonders die Dienstleistungen, die mit Informatik und Elektronik zusammenhängen, die eine zunehmende Bedeutung einnehmen, sind schwer zu erfassen. Die Zahlen über Dienstleistungen können leicht manipuliert werden. Ebenfalls werden bei staatlichen Investitionen einfach die Bruttobeträge genommen, so dass ein Objekt, das doppelt so viel gekostet hat, wie es hätte sein sollen, im gleichen Ausmass zum BIP beiträgt. Die absurde Investition im Wärmekraftwerk in Rio Turbio, Provinz Santa Cruz, die einen negativen Einfluss auf das BIP haben wird, wird zunächst einfach zu den Staatsinvestitionen hinzugezählt.

			Von 2003 bis 2008 sind die Differenzen zwischen den INDEC-Zahlen und denen von O. Ferreres u.a. Wirtschaftlern gering. Doch 2009 liegt das INDEC bei +0,1%, Ferreres hingegen bei -4,1%, u.a. prívate Ökonomen etwas niedriger. Im Jahr 2009 ging die Gesamternte von Getreide und Ölsaat wegen der intensiven Dürre um etwa ein Drittel zurück, wobei gleichzeitig die internationale Finanzkrise, die 2008 in den USA und der EU ausgebrochen war, auch eine gewisse Wirkung auf Argentinien hatte. Der BIP-Rückgang ist die logische Folge dieser Tatsachen. Ab 2009 liegt das INDEC-BIP über dem von Ferreres, wobei 2012 das INDEC +0,9% ausweist, Ferreres hingegen -0,4%.

			Der angesehene Ökonom Ariel Coremberg, Professor und Forscher der wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Universität Buenos Aires (UBA) hat die Entwicklung des BIP zwischen den Jahren 2002 und 2013 eingehend untersucht, und ist dabei zum Schluss gekommen, dass das INDEC das BIP um 15% überschätzt. Die durchschnittliche Zunahme habe für die Periode 2002/15 3,9% betragen, wobei er annimmt, dass 2015 ein Nullwachstum ausweist. Wenn man jedoch vom Jahr 1998 ausgeht, also vor dem starken Konjunkturrückgang der Periode 2001/02, sinkt die durchschnittliche Jahreszunahme auf nur 2,1%. Die jährliche Zunahme habe unter Néstor Kirchner 8% betragen, gegen 3,3% jährlich während der ersten Regierung von Cristina Kirchner und minus 1,3% jährlich in der zweiten. Die Kirchners haben am Anfang von einem anormal niedrigen Ausgangspunkt profitiert, so dass es grundsätzlich darum ging, brachliegende Kapazitäten und Arbeitslose wieder produktiv einzusetzen. Ausserdem haben sie von vorangehenden Investitionen profitert, so dass u.a. die Kraftwerke eine hohe nicht genutzte Kapazität hatten, ebenfalls die Kfz-Industrie und andere Bereiche. Die Rekordproduktion von 791.000 Kfz, die 2013 erreicht wurde (2014 waren es 617.330 Einheiten), beruht auf Investitionen der Menem-Regierung. Ebenfalls ist das BIP auf der Grundlage einer Verringerung des Rinderbestandes gestiegen, die bis zu 12 Mio. Tiere erreichte. Denn beim BIP wird nur die jeweilige Rindfleischproduktion berücksichtigt, nicht aber die Veränderung des Bestandes. Unter CFK wirkte zunächst die betonte Hausse der argentinischen Exportcommodities, besonders Sojabohne, die von guten Ernten begleitet wurde. Als sich dieser Impuls erschöpfte, trat eine Stagnation mit leichtem Rückgang des BIP ein. Das „Modell“ oder „Projekt“, wie es jetzt benannt wird, hat sich erschöpft. Es war im Grunde eine Seifenblase.

			O. Ferreres & Partner haben jetzt zu diesen Zahlen noch hinzugefügt, dass das erste Bimester 2015 um 2,9% unter der gleichen Vorjahresperiode liegt. Die Aussichten für dieses Jahr sind nicht gut und deuten für das ganze Jahr auf einen Rückgang hin. Zwei Jahre mit BIP-Abnahmen sind ein bedenkliches Phänomen, das über einen normalen Konjunktureinbruch hinausgeht.

		

	